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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung „Mutter und Kind — 
Schutz des ungeborenen Lebens“ 

— Drucksache 10/1369 — 


A. Problem 

Um den Schutz des ungeborenen Lebens zu verbessern, soll 
eine Bundesstiftung errichtet werden mit dem Ziel, werden- 
den Müttern in Not durch finanzielle Hilfen die Fortsetzung 
der Schwangerschaft zu erleichtern. 


B. Lösung 

Die Bundesstiftung soll durch Zuwendung von Mitteln an Ein- 
richtungen in den Ländern ermöglichen, daß werdenden Müt- 
tern, die sich wegen einer Notlage an eine anerkannte Bera- 
tungsstelle nach § 218 b StGB wenden, Hilfen gewährt werden 
können. Mit diesen soll individuellen Notsituationen wirksam 
begegnet werden, in denen andere Hilfen nicht ausreichen. 

Mehrheitsbeschluß gegen die Stimmen der SPD-Fraktion 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Stiftung wird aus dem Bundeshaushalt im Jahr 1984 einen 
Betrag von 25 Millionen DM, in den Jahren 1985 bis 1988 jähr- 
lich 50 Millionen DM und in den Folgejahren Mittel in Höhe 
der dafür im Bundeshaushalt veranschlagten Ausgaben er- 
halten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/1369 — in der aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 7. Juni 1984 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Dr. Hoffacker Frau Schmidt (Nürnberg) Werner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung „Mutter und Kind — 
Schutz des ungeborenen Lebens“ 

— Drucksache 10/1369 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung 
einer Stiftung „Mutter und Kind — 

Schutz des ungeborenen Lebens“ 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Errichtung und Sitz 

(1) Es wird eine rechtsfähige Stiftung des öffentli- 
chen Rechts „Mutter und Kind — Schutz des unge- 
borenen Lebens“ errichtet. Die Stiftung entsteht 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(2) Der Sitz der Stiftung ist Bonn. 

§2 

Stiftungszweck 

(1) Zweck der Stiftung ist es, Mittel zur Verfü- 
gung zu stellen für ergänzende Hilfen, die werden- 
den Müttern, die sich wegen einer Notlage an eine 
anerkannte Beratungsstelle nach § 218 b des Straf- 
gesetzbuches wenden, gewährt oder für die Zeit 
nach der Geburt zugesagt werden, um ihnen die 
Fortsetzung der Schwangerschaft zu erleichtern. 

(2) Auf Leistungen auf Grund dieses Gesetzes be- 
steht kein Rechtsanspruch. 

§3 

Zuwendungsempfänger 

Die Stiftung vergibt die Mittel nach Maßgabe des 
Satzes 2 an Einrichtungen in den Ländern, die im 
Rahmen des Stiftungs zwecks (§ 2 Abs. 1) landesweit 
tätig sind und dabei keine hoheitlichen Befugnisse 
wahrnehmen. Haben sich Einrichtungen der in 
Satz 1 bezeichneten Art aus mehreren Ländern zu- 
sammengeschlossen, sollen die Zusammenschlüsse 
die auf die betreffenden Länder entfallenden Mittel 
erhalten; die auf die übrigen Länder entfallenden 
Mittel erhält jeweils eine Einrichtung je Land. 


Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung 
einer Stiftung „Mutter und Kind — 

Schutz des ungeborenen Lebens“ 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§1 

unverändert 


§2 

unverändert 


§3 

Zuwendungsempfänger 

Die Stiftung vergibt die Mittel nach Maßgabe des 
Satzes 2 an Einrichtungen in den Ländern, die im 
Rahmen des Stiftungszwecks (§ 2 Abs. 1) landesweit 
tätig sind und dabei keine hoheitlichen Befugnisse 
wahrnehmen. Die auf die einzelnen Länder entfal- 
lenden Mittel erhält entweder ein Zusammen- 
schluß solcher Einrichtungen aus mehreren Län- 
dern oder eine Einrichtung je Land. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§4 

unverändert 


§4 

Verwendung der Stiftungsmittel 

(1) Aus Mitteln der Stiftung können für Aufwen- 
dungen, die im Zusammenhang mit der Schwanger- 
schaft und der Geburt sowie der Pflege und Erzie- 
hung eines Kleinkindes entstehen, Hilfen gewährt 
werden, insbesondere für 

1. die Erstausstattung des Kindes, 

2. die Weiterführung des Haushalts, 

3. die Wohnung und Einrichtung, 

4. die Betreuung des Kleinkindes. 

(2) Leistungen aus Mitteln der Stiftung dürfen 
nur gewährt oder zugesagt werden, wenn die Hilfe 
auf andere Weise nicht oder nicht rechtzeitig mög- 
lich ist oder nicht ausreicht 

(3) Nähere Einzelheiten regeln die Richtlinien. 

§5 

Steuer- und Pfändungsfreiheit, 
Verhältnis zu anderen Sozialleistungen 

(1) Leistungen, die einer werdenden Mutter aus 
Mitteln der Stiftung im Rahmen des Stiftungs- 
zwecks (§ 2 Abs. 1) gewährt werden, unterliegen 
nicht der Einkommensteuer. Sie sind nicht pfänd- 
bar. Wird eine Geldleistung auf das Konto der wer- 
denden Mutter bei einem Geldinstitut überwiesen, 
gilt § 55 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch ent- 
sprechend. 

(2) Leistungen der in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Art bleiben als Einkommen unberücksichtigt, wenn 
bei Sozialleistungen auf Grund von Rechtsvor- 
schriften die Gewährung oder die Höhe dieser Lei- 
stungen von anderem Einkommen abhängig ist. 


§6 

Stiftungsvermögen 

(1) Der Bund stellt der Stiftung im Jahr 1984 25 
Millionen Deutsche Mark, in den Jahren 1985 bis 
1988 jährlich 50 Millionen Deutsche Mark und in 
den Folgejahren Mittel in Höhe der für diesen 
Zweck im Haushaltsplan veranschlagten Mittel für 
die Erfüllung des Stiftungszwecks zur Verfügung. 

(2) Von den ab 1985 der Stiftung zufließenden 
Bundesmitteln können jährlich bis zu 1 Million 
Deutsche Mark zum Aufbau eines Stiftungsvermö- 
gens verwendet werden. Bundesmittel, die von der 
Stiftung bis zum Abschluß eines Haushaltsjahres 
weder für die Erfüllung des Stiftungszwecks ausge- 


§5 

Pfändungsfreiheit, 

Verhältnis zu anderen Sozialleistungen 

(1) Leistungen, die dem in § 2 Abs. 1 genannten 
Personenkreis aus Mitteln der Stiftung im Rahmen 
des Stiftungszwecks gewährt werden, sind nicht 
pfändbar. Wird eine Geldleistung auf das Konto der 
werdenden Mutter bei einem Geldinstitut überwie- 
sen, gilt § 55 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
entsprechend. 

(2) Leistungen der in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Art bleiben als Einkommen unberücksichtigt, wenn 
bei Sozialleistungen auf Grund von Rechtsvor- 
schriften die Gewährung oder die Höhe dieser Lei- 
stungen von anderem Einkommen abhängig ist. 
Das gleiche gilt für die Leistungen, die aus Mitteln 
anderer Stiftungen des öffentlichen Rechts oder 
aus Mitteln von Stiftungen, die von einer Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts errichtet wurden, zur 
Erreichung des in § 2 Abs. 1 genannten Zwecks ge- 
währt werden. 

§6 

Stiftungsvermögen 

(1) unverändert 


(2) Von den ab 1985 der Stiftung zufließenden 
Bundesmitteln können jährlich bis zu 1 Million 
Deutsche Mark zum Aufbau eines Stiftungsvermö- 
gens verwendet werden. Bundesmittel, die von der 
Stiftung bis zum Abschluß eines Haushaltsjahres 
nicht für die Erfüllung des Stiftungszwecks ausge- 
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Entwurf 

geben noch für den Aufbau eines Stiftungsvermö- 
gens verwendet worden sind, fließen in den Bun- 
deshaushalt zurück. 

(3) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von 
dritter Seite anzunehmen. 

§7 

Satzung 

Die Stiftung kann eine Satzung erlassen, die vom 
Stiftungsrat beschlossen wird. 

§8 

Stiftungsorgane 

Organe der Stiftung sind der Stiftungsrat, der Ge- 
schäftsführer und das Kuratorium. 

§9 

Stiftungsrat 

(1) Der Stiftungsrat besteht aus 

1. vier Vertretern des Bundesministeriums für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit, 

2. einem Vertreter des Bundesministeriums der Fi- 
nanzen, 

3. vier Mitgliedern, die vom Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit auf Vorschlag 
der in § 3 genannten Zuwendungsempfänger be- 
rufen werden. 

(2) Der Stiftungsrat wählt aus den Vertretern des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit seinen Vorsitzenden und dessen Stellver- 
treter. 

(3) Für jedes Mitglied ist ein Vertreter zu bestel- 
len. 

(4) Die Mitglieder des Stiftungsrates nach Ab- 
satz 1 Nr. 3 und deren Vertreter werden auf die 
Dauer von zwei Jahren berufen. Wiederholte Beru- 
fung ist zulässig. Scheidet ein Mitglied vorzeitig 
aus, ist für den Rest seiner Amtszeit ein Nachfolger 
zu berufen. 

(5) Der Stiftungsrat beschließt über alle grund- 
sätzlichen Fragen, die zum Aufgabenbereich der 
Stiftung gehören, insbesondere über die Feststel- 
lung des Haushaltsplans und die Jahresrechnung. 
Er stellt nach Anhörung der in § 3 genannten Zu- 
wendungsempfänger Richtlinien für die Vergabe 
und Verwendung der Stiftungsmittel auf und über- 
wacht die Tätigkeit des Geschäftsführers. Er wählt 
für die Dauer von zwei Jahren zwei Rechnungsprü- 
fer. 

(6) Der Stiftungsrat ist beschlußfähig, wenn mehr 
als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

geben worden sind, sind zusätzlich für den Aufbau 
des Stiftungsvermögens zu verwenden. 

(3) unverändert 


§7 

unverändert 


§8 

unverändert 


§9 

unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 13. Ausschusses 

(7) Der Stiftungsrat faßt seine Beschlüsse mit ein- 
facher Mehrheit; bei Stimmengleichheit entschei- 
det die Stimme des Vorsitzenden. 


§ 10 

Geschäftsführer 

(1) Der Vorsitzende des Stiftungsrats bestellt ei- 
nen Geschäftsführer. 

(2) Der Geschäftsführer führt die laufenden Ge- 
schäfte der Stiftung, insbesondere führt er die Be- 
schlüsse des Stiftungsrates aus. Er ist ferner für die 
Vergabe der Stiftungs mittel und für die Überwa- 
chung ihrer zweckentsprechenden und wirtschaftli- 
chen Verwendung verantwortlich. Er vertritt die 
Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. 

§11 §11 

Kuratorium unverändert 

(1) Das Kuratorium besteht aus 

1. zwei Vertretern der Kirchen, 

2. sechs Vertretern der Bundesverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege, 

3. je einem Vertreter der Stiftungen in den Län- 
dern, die im Rahmen des Stiftungszwecks (§ 2 
Abs. 1) landesweit tätig sind, 

4. je einem Vertreter der Kommunalen Spitzenver- 
bände, 

5. einem Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der 
Deutschen Familienorganisationen, 

6. einem Vertreter des Deutschen Frauenrats, 

7. einem Vertreter der Ärzteschaft, 

8. bis zu acht weiteren Mitgliedern. 

(2) Die Mitglieder des Kuratoriums werden vom 
Vorsitzenden des Stiftungsrats für die Dauer von 
vier Jahren berufen. Das Kuratorium wählt aus sei- 
ner Mitte den Vorsitzenden. 

(3) Das Kuratorium berät den Stiftungsrat bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben. 


§ 10 

unverändert 


§ 12 § 12 
Aufsicht unverändert 

Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesund- 
heit. 


§ 13 § 13 

Berlin- Klausel unverändert 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 
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Entwurf 
§ 14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 14 

unverändert 
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Bericht der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) und Werner 


I. Allgemeines 

1 . 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundesre- 
gierung eingebrachten Gesetzentwurf in seiner 
71. Sitzung am 24. Mai 1984 in erster Lesung bera- 
ten. Er hat ihn an den Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit federführend und zur Mitberatung 
an den Rechtsausschuß und den Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung sowie zur Mitberatung und 
gemäß § 96 GO an den Haushaltsausschuß überwie- 
sen. Der Finanzausschuß hat sich gutachtlich an 
der Beratung beteiligt. 

Der Rechts aus schuß hat zu dem Gesetzentwurf am 
7. Juni 1984 Stellung genommen. Er stellt mit der 
Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der 
Mitglieder der Fraktion der SPD fest, daß durch- 
greifende rechtliche, insbesondere verfassungs- 
rechtliche Bedenken gegen den Entwurf nicht be- 
stehen. Den darüber hinaus vom Rechtsausschuß 
mehrheitlich gegebenen Anregungen zu Einzelrege- 
lungen ist der federführende Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit gefolgt; hierauf wird unter 
II. im einzelnen Bezug genommen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner Stellungnahme vom 7. Juni 1984 mit der 
Mehrheit der Stimmen der Mitglieder der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der 
Mitglieder der Fraktion der SPD und der Fraktion 
DIE GRÜNEN die Annahme des Gesetzentwurfs 
empfohlen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Stellung- 
nahme vom 6. Juni 1984 dem Gesetzentwurf eben- 
falls zugestimmt und dabei mit Mehrheit die unter 
II. aufgeführte Neufassung in § 6 Abs. 2 Satz 2 des 
Entwurfs empfohlen. Er hat außerdem die Verein- 
barkeit der Vorlage mit dem Haushalt festgestellt 

Der Finanzausschuß hat am 7. Juni 1984 mehrheit- 
lich — bei Stimmenthaltung der Fraktion der SPD 
und der Fraktion DIE GRÜNEN — folgende gut- 
achtliche Stellungnahme abgegeben: 

Der Finanzausschuß stimmt der Feststellung der 
Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung zur Stel- 
lungnahme des Bundesrates zu, daß die Leistungen 
der Stiftung an die Mutter sowohl aus dieser Stif- 
tung als auch aus weitergeleiteten Mitteln anderer 
Einrichtungen auf der Grundlage geltenden Rechts 
nicht der Einkommensteuer unterliegen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat den Gesetzentwurf in seiner 22. Sitzung am 
6. Juni 1984 und in seiner 23. Sitzung am 7. Juni 1984 
beraten und mit der Mehrheit der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Frak- 


tion der SPD beschlossen, dem Deutschen Bundes- 
tag die Annahme des Gesetzentwurfs mit den unter 
II. erläuterten Änderungen und Ergänzungen zu 
empfehlen. 

2 . 

Ziel des Gesetzentwurfs ist es, durch finanzielle Hil- 
fen werdenden Müttern, die sich in einer Notlage 
befinden, die Fortführung der Schwangerschaft zu 
erleichtern und so den Schutz des ungeborenen Le- 
bens zu verbessern. Hierdurch wird auch dem 
durch das Bundesverfassungsgericht in seinem Ur- 
teil vom 25. Februar 1975 (BVerfG E 39,1) anerkann- 
ten Verfassungsgebot Rechnung getragen, das sich 
im Mutterleib entwickelnde Leben als selbständi- 
ges Rechtsgut nach Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 und Arti- 
kel 1 Abs. 1 des Grundgesetzes zu schützen. Allein 
das Strafrecht kann diesen Schritt nicht leisten, 
sondern es müssen weitere Maßnahmen hinzutre- 
ten, die in ihrer Gesamtheit geeignet sind, einen der 
Bedeutung des zu sichernden Rechtsgutes entspre- 
chenden tatsächlichen Schutz zu gewährleisten 
(vgl. Leitsatz 4 a.a.O.). 

Zur Verwirklichung der Ziele des Entwurfs soll eine 
Bundesstiftung errichtet werden, deren Aufgabe es 
ist, entsprechenden Einrichtungen in den Ländern 
finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen, mit de- 
nen sie werdenden Müttern helfen können. Hiermit 
sollen die bereits jetzt von Ländern, Kirchen und 
privaten Einrichtungen gewährten Leistungen er- 
weitert und zusätzliche Initiativen angeregt wer- 
den. Unterstützt werden sollen werdende Mütter, 
die sich in einer Konfliktsituation an eine aner- 
kannte Beratungsstelle nach §218b StGB wenden 
und denen durch eine wirtschaftliche Unterstüt- 
zung eine wirksame Hilfe zur Fortsetzung der 
Schwangerschaft gegeben werden kann. 


3. 

Bei der Beratung im federführenden Ausschuß ha- 
ben die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP die Auffassung vertreten, daß die Bereit- 
stellung finanzieller Mittel über die Bundesstiftung 
einen geeigneten Beitrag dazu leisten könne, wer- 
denden Müttern in einer durch die Schwanger- 
schaft herbeigeführten Konfliktsituation zu helfen 
und ihnen den Entschluß zur Fortsetzung der 
Schwangerschaft zu erleichtern. 

Die Mitglieder der SPD-Fraktion und der Fraktion 
DIE GRÜNEN haben den Gesetzentwurf abgelehnt. 
Er sei kein geeigneter Vorschlag, den betroffenen 
Frauen zu helfen. Die ausgeworfenen Mittel seien 
völlig unzureichend, insbesondere im Vergleich zu 
den in letzter Zeit weggefallenen familienbezoge- 
nen Leistungen. Hieran ändere es nichts, wenn um- 
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fangreichere Leistungsverbesserungen für die Zu- 
kunft in Aussicht gestellt würden, von denen man 
nicht wisse, wann und in welchem Umfange sie ver- 
wirklicht würden. Ehe die Gesamtsituation der be- 
troffenen Frauen und Familien nicht wieder verbes- 
sert worden sei, sei ihnen durch die geringfügigen 
Stiftungsleistungen nicht wirksam zu helfen. Die 
Stiftung diene nur dazu, den Eindruck zu erwecken, 
die von der Koalition geschaffene Verschlechterung 
der sozialen Situation der Familie könne so und mit 
Zukunftsversprechungen beseitigt werden. 

Besonders kritisierten die Mitglieder der SPD- 
Fraktion und der Fraktion DIE GRÜNEN die Tatsa- 
che, daß auf die Hilfen kein Rechtsanspruch be- 
steht und damit bei völlig identischen Notlagen eine 
unterschiedliche Behandlung zwangsläufig verbun- 
den sei. 

Die Mitglieder der Fraktionen der SPD und DIE 
GRÜNEN äußerten außerdem die Befürchtung, daß 
die vorgeschlagene Regelung dazu führen werde 
oder gar dazu dienen solle, die Notlagenindikation 
in § 218 StGB zu beseitigen. Zu befürchten sei dar- 
über hinaus, daß werdende Mütter, die nicht an 
einen Schwangerschaftsabbruch gedacht hätten, 
nicht unterstützt würden; dies würde zu einer unge- 
rechtfertigten Benachteiligung dieser Frauen füh- 
ren. Schließlich wurde die Befürchtung geäußert, 
daß die Vergabe von Stiftungsmitteln zur Erfassung 
von schütz- und geheimhaltungsbedürftigen Daten 
und damit zu Mißtrauen gegenüber den Beratungs- 
stellen führen werde. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP wiesen demgegenüber darauf hin, 
daß die Leistungen der Stiftung als Ergänzung der 
bereits bestehenden gesetzlichen oder freiwilligen 
Hilfeleistungen angesehen werden müßten. Außer- 
dem sei die Stiftung nur ein Baustein in der fami- 
lienpolitischen Planung, der durch weitergehende 
Maßnahmen ergänzt werden solle. Neben den für 
Anfang 1986 im Rahmen der Steuerreform vorgese- 
henen Leistungsverbesserungen — auch beim Kin- 
der- und Mutterschaftsgeld — sei hier insbesondere 
auf das geplante Erziehungsgeld hinzuweisen. We- 
gen des — auch im Interesse einer gesicherten So- 
zial- und Familienpolitik — vorrangigen Erforder- 
nisses einer Konsolidierung der Bundesfinanzen 
sei eine sofortige Verwirklichung der Gesamtre- 
form des Familienlastenausgleichs zwar nicht mög- 
lich. Dies könne aber kein Grund sein, den finan- 
ziell kleinen, aber familienpolitisch wichtigen 
Schritt zur Errichtung der Stiftung schon jetzt zu 
tun. 

Die Ausschußmitglieder der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP wiesen ferner darauf hin, daß es im 
Sozialrecht insbesondere bei den Ländern und 
Kommunen schon immer eine Kombination von ge- 
setzlichen und freiwilligen Leistungen gegeben 
habe. Das vorgeschlagene Instrument einer Bun- 
desstiftung sei besonders geeignet, den unter- 
schiedlichen Notsituationen werdender Mütter fle- 
xibel und unbürokratisch durch freiwillige, ganz auf 
den Einzelfall bezogene Hilfen zu begegnen. 


Zu der Befürchtung, die Nichtannahme einer — als 
zu gering betrachteten — Stiftungsleistung werde 
zur Nichtanerkennung einer Notlagenindikation 
führen, erklärte der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit in der Ausschußsitzung, 
entsprechende Regelungen seien nicht vorgesehen. 
Die Entscheidung über die Anerkennung der Indi- 
kation sei von dem zuständigen Arzt unter Gesamt- 
würdigung aller Umstände zu treffen. Er trat ferner 
der Annahme entgegen, daß nur solche Mütter be- 
dacht werden würden, die sich zuvor zum Abbruch 
der Schwangerschaft entschlossen gezeigt hätten. 
Dies sei weder dem Gesetzentwurf noch dem vorge- 
legten Vorentwurf zu den Vergaberichtlinien zu 
entnehmen, auch wenn die Leistungen vorrangig 
solchen Müttern zugute kommen sollten, die sich in 
den ersten Schwangerschaftsmonaten wegen einer 
Notlage an eine Beratungsstelle wendeten. Schließ- 
lich sei der Datenschutz durch die auch für diesen 
Bereich geltenden gesetzlichen Vorschriften gesi- 
chert. 


II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zur Begründung der einzelnen Vorschriften wird, 
soweit die Annahme von Einzelvorschriften in der 
Fassung des Regierungsentwurfs empfohlen wird, 
auf die Begründung in Drucksache 10/1369 Bezug 
genommen. Hinsichtlich der vom Ausschuß für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit abgeänderten Vor- 
schriften ist folgendes zu bemerken: 


Zur Eingangsformel 

Der Gesetzentwurf bedarf aufgrund des Wegfalls 
einer besonderen Vorschrift über die Steuerfreiheit 
nicht mehr der Zustimmung des Bundesrates. 


Zu § 3 Satz 2 

Zur Vermeidung von Doppelförderungen und von 
Vollzugsschwierigkeiten sind die auf die einzelnen 
Länder entfallenden Mittel jeweils nur einem Zu- 
schußempfänger zu gewähren. Dabei spielt es keine 
Rolle, ob es sich bei dem Zuwendungsempfänger 
um eine Einrichtung im Sinne des § 3 Satz 1 oder 
einen Zusammenschluß solcher Einrichtungen han- 
delt. Dies kommt in der bisherigen Fassung des Sat- 
zes 2 nicht genügend klar zum Ausdruck. 

Die Regelungen sind so auszugestalten, daß für die 
Vergabe der Bundesmittel die bestehenden Struk- 
turen und die bereits gewonnenen Erfahrungen ge- 
nutzt werden können. Die landesweit tätigen Stif- 
tungen, die Familien in Not Hilfe leisten und dabei 
mit den freien Wohlfahrtsverbänden Zusammenar- 
beiten, müssen auch dann Zuwendungen erhalten 
können, wenn sich ihr Zusammenschluß zu einer 
Bundesarbeitsgemeinschaft verzögert. Ein Vorrang 
der Zusammenschlüsse von Einrichtungen ist — 
auch in Form einer Sollvorschrift — weder nötig 
noch zweckmäßig. 
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Drucksache 10/1603 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Zu § 5 Überschrift und Absatz 1 

Leistungen nach dem Stiftungsgesetz unterliegen 
nicht der Einkommensteuer. Keiner der im Ein- 
kommensteuergesetz aufgeführten steuerpflichti- 
gen Tatbestände ist erfüllt. 

Die Zusammenführung der Sätze 1 und 2 in § 5 
Abs. 1 ergibt sich aus dem Wegfall der Vorschrift 
über die Befreiung von der Einkommensteuer. 

Zu § 5 Abs. 2 Satz 2 

Die Gründe, die bei Leistungen der Bundes Stiftung 
gegen eine Anrechnung als Einkommen sprechen, 
gelten ebenso bei vergleichbaren Hilfen anderer 
Stiftungen. Als solche sind auch Stiftungen des öf- 
fentlichen Rechts anzusehen, die nicht von einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts errichtet wor- 
den sind, wie die auf eine Entschließung König Lud- 
wigs III und Königin Marie-Therese von Bayern 
von 1918 zurückgehende Bayerische Landesstiftung 
„Hilfen für Mutter und Kind“. Eine unterschiedliche 
Behandlung solcher Stiftungen ist nicht gerechtfer- 
tigt. Einheitliche Regelungen vermeiden Vollzugs- 


schwierigkeiten insbesondere bei der Gewährung 
von Hilfen aus Mitteln verschiedener Herkunft. 


Zu § 6 Abs. 2 Satz 2 

Nach den einheitlichen Erfahrungen der in einigen 
Ländern bereits existierenden Stiftungen bestehen 
in den Anfangsjahren regelmäßig verwaltungstech- 
nische Anlauf Schwierigkeiten. In den ersten Jahren 
werden die zu Verfügung gestellten Mittel deshalb 
möglicherweise nicht ausgeschöpft. Wenn es bei der 
Formulierung des §6 Abs. 2 in der ursprünglichen 
Form bleibt, werden also große Teile der Mittel wie- 
der in den Bundeshaushalt zurückfließen, statt daß 
es zu dem dringend notwendigen Aufbau eines an- 
gemessenen Stiftungsvermögens kommt. Die Stif- 
tung ist ohnehin nur mit einem geringen Vermögen 
ausgestattet. Deshalb sollten ihr wenigstens schon 
zugeflossene Haushaltsmittel erhalten bleiben. 
Durch die Neufassung soll deshalb erreicht werden, 
daß Bundesmittel, die bis zum Abschluß eines 
Haushaltsjahres nicht verbraucht sind, auch über 
den Betrag von 1 Mio. DM hinaus für den Aufbau 
des Stiftungsvermögens zu verwenden sind. 


Bonn, den 8. Juni 1984 


Frau Schmidt (Nürnberg) Werner 

Berichterstatter 
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